
Bundessozialgericht

Az. :___5__131<__355/64

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In dem Rechtsstreit

zugestellt
am

....................IOIOOCÖOO......ODUOO‘IOOOOOCDOQOO...

19. Lugust 1966 "

‘ _
Klägers und Revisionsklägers,

Reg.öekretär als
Urkundsbeamtcr der ‘ ,Geschäftsstelle.

. _
gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte„

hat der 5. Senat des Bundessozialgerichts ohne mündliche

Verhandlung am 22. Juni 1966 durch

Bundesrichter ' Dr° L a n g k e i t

— Vorsitzender —‚
‘ Bundesrichter V‘ Dr° K r e b s

„ _
und

Bundesrichterin G e y s e r,
Bundessozialrichter Dr° S p r i c k , und

Bundessozialrichter H e n n i n g e r

für Recht erkannt:

AUf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—
sozialgerichts Hamburg vom 190 November 1965 aufgehoben°

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung an
das Landessozialgericht zurüekverwiesen. ' ” '
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Die Beteiligten streiten darüber9 ob dem Kläger für diev

Zeit vom 15° bis 170 September 1962 Krankengeld zusteht°

Der Kläger war am 120 September 1962 von seinem Arbeitge—

ber wegen Unpünktlichkeit und wiederholten unentschul-V

digten Fehlens fristlos entlassen worden° Am 17„ Septem——

ber 1962 wurde er von dem behandelnden Arzt Dr° B@%'--------vom

gleichen Tage an wegen endogener Depression und wegen

mischbildhaften Verstimmungszustandes arbeitsunfähig ge«

schrieben° Dieser Arzt veranlaßte auch seine Einweisung

in ein Krankenhaus am 18° September 19620 Die beklagte

Krankenkasse übernahm die Kosten der stationären Behandlung

und zahlte vom 180 September 1962 an Hausgeldo Sie lehn—

te aber mit Bescheid vom 50 Oktober 1962 ab9 Krankengeld

für die Zeit vom 15„ bis 170 September 1962 zu gewähren°

Der Widerspruch wurde durch Bescheid vom 20 November 1962

unter Hinweis auf 5 182 Abs° 5 der Reichsversicherungse

ordnung (EVO) zurückgewiesen°

In der gegen diesen Bescheid erhobenen Klage hat der

Pfleger des Klägers vorgetragen, aus der Vorgeschichte

und dem Befundmaterial sei deutlich erkennbar„ daß die

Beendigung des letzten Beschäftigungsverhältnisses durch

einen neuen Schub der bereits lange bestehenden Geistes-

krankheit ausgelöst worden Sei° Es sei daher erwiesen9
daß der Kläger zumindest im Anschluß an seine Entlassung

arbeitsunfähig krank gewesen sei() Die Regelung des 5 182

Abs° 5 BVG, wonach das Krankengeld erst vom Tage nach der

ärztlichen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit beginne,

berücksichtige nicht die besonderen Umstände des Falles;

denn gerade die zur Arbeitsunfähigkeit führende Erkrankung

sei Ursache dafür gewesen, daß der Arzt erst verspätet

aufgesucht worden sei°
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_‘5‘_

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und die

Berufung zugelassen, das Landessozialgericht {LSG)hat

die Berufung des Klägers zurückgewiesen, Zur Begründung

hat es au3geführt, nach 5 482 Abs° 5 idF des Gesetzes vom
42, Juli 4964 (BGBl I 945) werde Krankengeld, falls nicht
ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit vorliege, erst

von dem Tage an gewährt, der dem Tage folge, an dem die

Arbeitsunfähigneit ärztlich festgestellt werden sei° Die

ärztliche Feststellung sei damit neben der Arbeitsunfähig—

keit selbst Tatbestandsmerkmal für den Beginn des Kranken—

geldbezuges gemorden° Hierdurch solle eine den Bedürfnis—

sen der Praxis entsprechende Regelung geschaffen werden,

die eine schnelle und zweifelsfreie Entscheidung ermögi

liche„ Bei dieser Xeuregelung sei bewußt von der bisherigen

abgewichen worden, wie sich nicht nur aus der klaren Wort—

fassung, sondern auch aus der Entstehungsgeschichte er—
gebeo Selbst wenn man davon ausgehe, daß bei dem Kläger
Arbeitsunf■higkeit bereits am 420 September 4962 eingetre—

ten sei und diese auf eine zur vollen Geschäftsunfähigkcit

führenden Geisteskrankheit beruhe, so könne der Kranken—

geldbezug erst mit dem 48° September 4962 beginnen° Ebenso

wie in den Fällen, in denen ein Arzt nicht erreichbar ge—

wesen sei, hätte es sich bei dem Kläger nur darum gehandelt,

_daß die verspätete Feststellung nicht von ihm zu vertreten

vseig Innerhalb dieser Fälle könne nicht danach unterschie-

.den werden, worin im Einzelfall der Grund der verspäteten
Feststellung liege; eine Krankheit oder ein Unfall könne,

was die Schutzbedürftigkeit des einzelnen Versicherten

anlagen, nicht anders bewertet werden als eine Geistes—

krankheit° Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt°

Er trägt vor: Die Regelung des 5 482 Abso 5 EVO, wonach
allein die ärztliche Feststellung für den Beginn des Kran-

kengeldes maßgebend sei und die Krankenkassghicht mehr

durch Ver:sltungsäkt darüber entscheide, sei bedenklich°

_ 4 _
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Denn es sei aus sozialrechtlichen Erwägungen nicht mög—

lich„ den Anspruch auf Krankengeld stets dann zu versagen‚

wenn aus bestimmten Gründen eine Feststellung nicht mög—

lich sei° Der Gesetzgeber würde bei einer solchen Ausle—

gung der Vorschrift dem Arzt eine Position übertragen? die

mit dem nach dem Prinzip der Gewaltenteilung organisierten

Rechts— und Sozialstaat unvereinbar wäreo

Aber auch wenn die Regelung des 5 482 Abs° 5 RVO im Normal—

fall ihren guten Sinn haben möge‚ sei hier eine andere Be—

urteilung gerechtfertigt„ Denn der Kläger sei auf Grund

seiner Erkrankung nicht imstande gewesen9 einen Arzt zu ru—

fen‚ weil er sich für völlig gesund und arbeitsfähig ge—
halten habe; er habe nicht daran gedacht„ seine feststehen-

de Arbeitsunfähigkeit durch einen Arzt bestätigen zu las»

sen° Es könne nicht rechtens sein, wenn das Gesetz in einem
solchen Fall von dem Versicherten zur Erfüllung seiner

Obliegenheiten eine ärztliche Feststellung sollte verlangen

können, die erst anspruchsbegründend werden könnten Ein
_

solches gesetzgeberisches Verlangen würde der dem Gesetz—

geber auferlegten Pflicht zur Sozialstaatsverwirklichung

widerstreiten° Der Kläger habe auch keine Veranlassung ge—

habt, sich durch Dritte um eine ärztliche Feststellung

zu bemüheno Die Auslegung des LSG sei auch im Hinblick auf

Arte 5 Abs° 1 des Grundgesetzes (GG) nicht unbedenklich9
denn der Gesetzgeber gehe ih % 182 Abs° 5 RVO ersichtlich

davon aus? daß der Versicherte die ärztliche Feststellung
herbeiführen könne° Wenn er aber ohne sein Verschulden

die geforderte ärztliche Feststellung nicht herbeizuführen

vermöge, so liege ein für den Gesetzgeber anders zu regeln—

der Sachverhalt vor° Die Auslegung durch das Berufungs-

gericht führe also zu einer nichtverfassungskonformen Be—1

stimmung des Inhalts von 5 182 Abs° 5 RVO°

Der Kläger beantragt?

die Urteile des LSG Hamburg vom 190 November

1965 und des SG Hamburg vom 2-’+o April 4965

_5...
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sowie die Bescheide der Beklagten

von 5° Oktober 1962 und 2° November

1962 aufzuheben und die Beklagte zu

verurteilen„ dem Kläger Krankengeld

für die_Zeitvun 15° bis 17° September

1962 zu gewähren°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzüweisen°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden„'

II

Die Revision ist begründet°

Der Senat hat in seinem Urteil vom 180 März 1966 (SozR

RVO S 182 Nr° 16) ausgesprochen, der Tag, an dem die Ar—

beitsunfähigkeit ärztlich festgestellt werde, bleibe für

den Beginn des Krankengeldes jedenfalls dann maßgebend‚

wenn es dem Versicherten nicht objektiv unmöglich gewesen

sei, die ärztliche Feststellung der Arbeitsunfähigkeit

am Tage ihres Bintritts zu erlangen° Diese Entscheidung ist

damit begründet worden; daß @ 182 Abs° 1 Satz 1 RVO idF

des Gesetzes vom 12° Juli 1961 klar seio Daß der Wortlaut

den Sinn und Zweck der Vorschrift unverkürzt zum Ausdruck

bringe
‚

bestätige ihre Entstehungsgeschichte° Zum Unter—

schied von der bisherigen Regelung? die auch eine rückwirken-

de Feststellung der Arbeitsunfähigkeit ermöglicht habe‚ sei
im Entvurf der neuen Regelung von vornherein vorgesehen

{gewesen‚ daß an die Stelle des Eintritts der Arbeitsun—
fähigkeit deren Feststellung treten sollte° Auch bei den

Beratungen des Vermittlungsausschusses sei die Mehrheit der

Auffassung gewesen9 daß eine rückwirkende Bescheinigung des

Eintritts der Arbeitsunfähigkeit generell ausgeschlossen
werden müsse, auch wenn das im Einzelfall zu Härten führe°

Diese Regelung verstoße auch nicht gegen das GG° Der Se—

nat hat damals aber die Frage offen gelassen‚ ob im Falle

_ 6 _
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’objektiver Unmöglichkeit‚ die ärztliche Feststellung der
Arbeitsunfähigkeit rechtzeitig zu erreichen, @ 485 Abso 5

Satz 4 RVO erweiternd auszulegen sei°
._ .(\ .

- Im vorliegenden Fall behauptet nun der Kläger? er leide
‘

an endogenen Depressionen und mischbildhaftem Verstim—
mungszust9nd; er sei nicht in der Lage gewesen‚ die Be—

deutung seiner Krankheit zu würdigen und einen Arzt auf—

zusuchen, weil er sich für gesund gehalten habe„ In einem

solchen Falle ist aber eine andere Beurteilung geboten. 'd

In einem Urteil vom 49° Juni 4965 (BSG 495 475) hat der
Senat bereits entschieden: Ist ein geschäftsunfähiger Ver—

‘sicherter ohne gesetzlichen Vertreter, so beginnt in ent-

sprechender Anwendung des 5 206 Abs„ 4 des Bürgerlichen
Gesetzbuches (BGB) die für die Anzeige der Weiterversiche—

rung gesetzte Frist (% 545 Abs° 2 Satz 4 RVG) erst zu
_laufen‚ wenn der Versicherte geschäftsfähig wird oder der

Mangel der Vertretung aufhörto Begründet ist dieses Urteil

damit? iaß jemand‚ der nicht geschäftsfähig sei und keinen

gesetzlichen Vertreter habe, im Rechtsverkehr nicht han—

dcln könneo Ein Geisteskranker9 der keinen gesetzlichen

Vertreter habe? sei demnach nicht in der Lege? sein Recht

auf Weiterversicherung auszuüben° Deshalb rürse der in
V5 206 lbs„ 4 BGB zum Ausdruck gekommene Rechtsgedanke

entsprechende Anwendung finden‚ das eine ein gestaltendes

Handeln des Berechtigten voraussetzende Frist in ihrem

Ablauf gehemmt sein? wenn der Berechtigte nicht geschäfts—

fähig sei und keinen gesetzlichen Vertreter habeo Ähnli—

che Gedenkengänge hat der '?0 Senat in einem Urteil vom
‘24„ Oktober 4965 (BSG 20‚ 46) zu der Frage des Laufes

der Rahmenfrist des 5 85 Abso 2 des Gesetzes über Ar—

‘beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG)

ausgesprochen? deren Beginn von der Arbeitslosmeldung ab-

hängt‚ wenn diese ohne Verschulden verspätet erfolgt war°

...?-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7-

Hiernach kann grundsätzlich die Versäumung einer Ausschluß—

frist im Sozialversicherungsrecht jedenfalls dann nicht

zu Lasten eines Berechtigten gehen, wenn dieser geschäfts-

unfähig ist und keinen gesetzlichen Vertreter hata Auch

5 182 Absc 5 Satz 4 EVO enthält der Sache nach eine Aus—
schlußfrist: Wer nicht bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit

diese an dem gleichen Tage ärztlich feststellen läßt9

verliert insoweit seinen Anspruch auf Krankengeldo Des—

halb ist es angebracht» in diesem Falle den für Ausschluß—

fristcn entwickelten Grundsatz anzuwenden, daß ein Säumnis

nicht zum Rechtsverlust führen kann, wenn ein Handeln im

Rechtssinn überhaupt nicht möglich war„

5 482 Abs° 5 RVG kann daher in dem Falle der vorliegenden
Art nicht uneingeschränkt angewandt werden° Vielmehr muß

für die Zeit‚ in der der Versicherte arbeitsunfähig er—
krankt war und keinen Arzt aufgesucht hat, Krankengeld gs—
währt werden? wenn er während dieser Zeit geisteskrank und

damit geschäftsunf big war° Denn auch hier ist der Ver—

sicherte nicht in der Lage, die für den Beginn des Kranken—
gelde5 maßgebende Handlung vorzunehmeno_

Des weiteren ist Voraussetzung? daß der Versicherte wäh—

rend dieser Zeit keinen gesetzlichen Vertreter hat? der

für ein Aufsuchen des Arztes Sorge zu tragen hätteo Der

Anspruch des Klägers auf Krankengeld für die Zeit vor
dem lufsuchen des Arztes kann daher nicht mit der vom
LSG gegebenen Begründung verneint werden° Das angefoch—

tene Urteil ist deshalb aufzuhebeno

Weil tatsächliche Feststellungen fehlen, die dem Senat

eine abschließende Entscheidung ermöglicht hätten (das
ISG hat gemäß seinem Standpunkt zu der Frage einer “
Geisteskrankheit keine Feststellungen getroffen)‚ muß

die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung zurückver—
wiesen werden° In seiner neuen Verhandlung wird das

LSG nicht nur zu prüfen haben‚ ob der Kläger geisteskrank

_ 8 _
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bzwo geschäftsunfähig war? sondern auch, ob der Kläger

in der maßgebenden Zeit schon einen Pfleger hatte‚ welehe

Aufgabenkreise dieser hatte und ob es auch zu seinen

Obliegenheiten gehört hat, sich um die persönlichen Ange—

legenheiten des Klägers zu kümmern, seinen Gesundheitsn

zustand zu überwachen und deshalb auch für ein sofortiges

Aufsuchen des Arztes Sorge zu tragen° 5

Dem LSG bleibt auch die Entscheidung über die Kosten

des Revisionsverfahrens überlasseno '
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